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1. Verlängerung der Überbrü-
ckungshilfe und des Kurzarbeiter-
geldes 
 

Die Bundesregierung hat sich auf Maß-

nahmen geeinigt, die den Betroffenen der 

Corona-Pandemie weiter unter die Arme 

greifen sollen. So wird die Inanspruch-

nahme von Überbrückungshilfen bis 

zum 31.12.2020 verlängert. Nach Infor-

mationen der Bundessteuerberaterkam-

mer wird das derzeitige Programm für die 

Fördermonate Juli bis August 2020 unver-

ändert weitergeführt; die Anträge waren 

bis spätestens 30.9.2020 zu stellen. An-

träge für die Fördermonate September 

bis Dezember 2020 sind voraussichtlich 

ab Oktober möglich. 

 

Die Bezugsdauer des Kurzarbeitergel-

des wird für Betriebe, die bis zum 

31.12.2020 Kurzarbeit eingeführt haben, 

auf bis zu 24 Monate verlängert (also 

längstens bis zum 31.12.2021). Mit dem 

„Sozialschutzpaket II“ wurde bereits 

eine befristete Erhöhung des Kurzarbei-

tergeldes, das u. a. von der Dauer der 

Kurzarbeit abhängig ist, eingeführt. Re-

gulär beträgt das Kurzarbeitergeld 60 % 

und für Eltern 67 % des Lohnausfalls. 

Nunmehr wird ab dem 4. Monat des Be-

zugs das Kurzarbeitergeld für kinderlose 

Beschäftigte, die derzeit um mindes-

tens 50 % weniger arbeiten, auf 70 % 

und ab dem 7. Monat auf 80 % des Lohn-

ausfalls erhöht. Beschäftigte mit Kindern 

erhalten ab dem 4. Monat des Bezugs 

77 % und ab dem 7. Monat 87 %. Diese 

Erhöhungen gelten bis 31.12.2021 für 

alle, deren Anspruch auf Kurzarbeiter-

geld bis zum 31.3.2021 entstanden ist. 
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2. Jahressteuergesetz 2020 in 
Planung 
 

Mit dem sog. Jahressteuergesetz 2020 

(JStG 2020) will die Bundesregierung 

notwendige Anpassungen an EU-Recht 

und die Rechtsprechung des Europäischen 

Gerichtshofs sowie des Bundesfinanzhofs 

vornehmen. Aufgegriffen wurden aber 

auch neue Regelungen. Nachfolgend sol-

len zunächst die für die Steuerpflichtigen 

wichtigsten Änderungen aufgezeigt wer-

den. 

 

Neuregelung des Investitionsabzugsbe-

trags: Die Planungen sehen vor, den In-

vestitionsabzugsbetrag von 40 % auf 50 % 

anzuheben. Investitionsabzugsbeträge 

und Sonderabschreibungen sollen künftig 

auch für vermietete begünstigte Wirt-

schaftsgüter uneingeschränkt gelten. Das 

gilt unabhängig von der Dauer der jewei-

ligen Vermietung. Somit sind künftig - im 

Gegensatz zur bisherigen Regelung - auch 

längerfristige Vermietungen für mehr als 

drei Monate unschädlich. 

 

Bislang gelten für die einzelnen Ein-

kunftsarten unterschiedliche Betriebsgrö-

ßenmerkmale, die für die Inanspruch-

nahme des Investitionsabzugsbetrags 

nicht überschritten werden dürfen. Künf-

tig soll für alle Einkunftsarten eine ein-

heitliche Gewinngrenze i. H. v. 150.000 € 

für die Inanspruchnahme von Investitions-

abzugsbeträgen gelten. 

 

Anmerkung: Diese Änderung gilt gleich-

ermaßen auch für die Inanspruchnahme 

von Sonderabschreibungen von bis zu 20 

%. 

 

Insbesondere im Rahmen von Betriebs-

prüfungen wurde die „nachträgliche“ Be-

antragung des Investitionsabzugs in An-

spruch genommen, um festgestellte 

Mehrergebnisse auch noch nach Anschaf-

fung eines Wirtschaftsguts zu kompen-

sieren. Eine Neuregelung verhindert die 

Verwendung von Investitionsabzugsbe-

trägen für Investitionen, die zum Zeit-

punkt der Geltendmachung bereits ange-

schafft oder hergestellt wurden. 

 

In Zukunft soll sichergestellt werden, 

dass der Investitionsabzugsbetrag nur 

demjenigen gewährt wird, der auch tat-

sächlich Investitionen tätigt. So kann er 

auch nur für Investitionen eines Mitun-

ternehmers in seinem Sonderbetriebsver-

mögen verwendet werden. 

 

Die Neuregelungen zum Investitionsab-

zugsbetrag und der Sonderabschreibung 

sollen bereits in nach dem 31.12.2019 

endenden Wirtschaftsjahren gelten. 

 

Steuerbegünstigte Zusatzleistungen 

des Arbeitgebers: Mit einer neuen Re-

gelung soll für das gesamte Einkommen-

steuergesetz klargestellt werden, dass 

nur Zusatzleistungen des Arbeitgebers – 

also Leistungen, die zusätzlich zum oh-

nehin geschuldeten Arbeitslohn gezahlt 

werden – steuerbegünstigt sind. Leistun-

gen werden nur dann „zusätzlich zum 

ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ er-

bracht, wenn  

 die Leistung nicht auf den Anspruch 

auf Arbeitslohn angerechnet,  

 der Anspruch auf Arbeitslohn nicht 

zugunsten der Leistung herabgesetzt,  

 die verwendungs- oder zweckgebun-

dene Leistung nicht anstelle einer be-

reits vereinbarten künftigen Erhö-

hung des Arbeitslohns gewährt und  

 bei Wegfall der Leistung der Arbeits-

lohn nicht erhöht wird.  

 

Hier hatte der Bundesfinanzhof mit Ur-

teilen vom 1.8.2019 eine andere Auffas-

sung vertreten. Die Neuregelung ist erst-

mals auf Leistungen, die in einem nach 

dem 31.12.2019 endenden Lohnzah-

lungszeitraum zugewendet werden, zu 

gebrauchen. 
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Steuerfreie Zuschüsse zum Kurzarbei-

tergeld: Durch das Corona-Steuerhilfege-

setz wurde eine begrenzte und befristete 

Steuerbefreiung für Zuschüsse des Arbeit-

gebers zum Kurzarbeitergeld eingeführt. 

Die Befristung wird durch das JStG 2020 

um ein Jahr verlängert. Die Steuerfreiheit 

gilt damit für Lohnzahlungszeiträume, die 

nach dem 29.2.2020 beginnen und vor 

dem 1.1.2022 enden. 

 

Verbilligte Wohnungsüberlassung: Bei 

einer verbilligten Überlassung einer Woh-

nung zu weniger als 66 % der ortsüblichen 

Miete ist eine generelle Aufteilung der 

Nutzungsüberlassung in einen entgeltlich 

und einen unentgeltlich vermieteten Teil 

vorzunehmen, wobei nur die auf den ent-

geltlich vermieteten Teil der Wohnung 

entfallenden Werbungskosten von den 

Mieteinnahmen abgezogen werden kön-

nen. 

 

Mit einer Änderung im Einkommensteu-

ergesetz wird die Grenze für die generelle 

Aufteilung der Wohnraumüberlassung ab 

dem Veranlagungszeitraum 2021 in einen 

entgeltlich und in einen unentgeltlich ver-

mieteten Teil auf 50 % der ortsüblichen 

Miete herabgesetzt. Beträgt das Entgelt 

50 % und mehr, jedoch weniger als 66 % 

der ortsüblichen Miete, ist eine sog. Total-

überschussprognoseprüfung vorzuneh-

men.  

 

Fällt diese Prüfung positiv aus, wird Ein-

kunftserzielungsabsicht angenommen und 

der volle Werbungskostenabzug gewährt. 

Bei einem negativen Ergebnis ist von ei-

ner Einkunftserzielungsabsicht nur für 

den entgeltlich vermieteten Teil auszuge-

hen, für den die Werbungskosten auch nur 

anteilig abgezogen werden können. 

 

Weitere Änderungen sind bei der Umset-

zung des sog. Mehrwertsteuer-Digital-

pakets und die Konkretisierung zur 

Rückwirkung einer Rechnungskor-

rektur geplant. 
 

Bitte beachten Sie: Diese Informationen 

wurden dem „Regierungsentwurf des 

JStG 2020“ entnommen. Bis zur Verab-

schiedung des Gesetzes können und wer-

den sich vermutlich noch Änderungen 

ergeben. Über die einzelnen Neuregelun-

gen informieren wir Sie, sobald das Ge-

setzespaket verabschiedet wurde und sie 

in Kraft treten.  

 

 

3. Fortführung der Tätigkeit 
trotz Veräußerung der freiberufli-
chen Praxis 
 

Bei der Veräußerung einer Praxis aus ei-

ner selbstständigen Tätigkeit entsteht i. 

d. R. ein steuerlich zu berücksichtigender 

Veräußerungsgewinn. Damit dieser auch 

steuerbegünstigt behandelt wird, müssen 

die bisherige Tätigkeit für eine gewisse 

Zeit in dem örtlichen Bereich eingestellt 

sowie die wesentlichen Betriebsgrundla-

gen veräußert werden. Dazu gehören 

auch die immateriellen Wirtschaftsgüter, 

wie z. B. ein Mandanten- oder Patienten-

stamm und der Praxiswert. 

 

Unschädlich für eine steuerbegünstigte 

Veräußerung ist, wenn zwar die eigentli-

che Praxis veräußert wurde, die bisherige 

Tätigkeit aber geringfügig von dem Ver-

äußerer weitergeführt wird. Dies gilt je-

doch nur, solange die darauf entfallenden 

Umsätze in den letzten drei Jahren weni-

ger als 10 % der gesamten Einnahmen 

ausmachen.  

 

Die Finanzverwaltung ging bisher davon 

aus, dass die Hinzugewinnung neuer 

Mandate im Rahmen der geringfügigen 

Tätigkeit einen schädlichen Vorgang bei 

der begünstigten Praxisveräußerung dar-

stellt. Nach Auffassung des Bundesfi-

nanzhofs in seinem Urteil vom 11.2.2020 
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schadet das Ausnutzen alter Beziehungen, 

um neue Mandate hinzuzugewinnen, nicht 

dem Vorgang der steuerbegünstigten Ver-

äußerung, solange der geringfügige Um-

fang nicht überschritten wird. Dem hat 

sich nunmehr die Finanzverwaltung mit 

Schreiben vom 14.5.2020 angeschlossen. 

 

 

4. Steuerliche Behandlung der 
Implementierung einer TSE bei 
Kassensystemen 
 

Das sog. „Kassengesetz“ verpflichtet zum 

Schutz von elektronischen Aufzeichnun-

gen von Kasseneinnahmen zu einer 

„Technischen Sicherheitseinrichtung“ 

(TSE). Eine TSE besteht i. d. R. aus einem 

Sicherheitsmodul, einem Speicherme-

dium und einer einheitlichen digitalen 

Schnittstelle.  

 

Die TSE ist zwar ein selbstständiges Wirt-

schaftsgut, es ist allerdings nicht selbst-

ständig nutzbar. Die Aufwendungen für 

die Anschaffung der Hardware sind über 

die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 

von 3 Jahren abzuschreiben. Ein Sofortab-

zug oder die Bildung eines Sammelpos-

tens ist nicht zulässig.  

 

Bei einer TSE, die als Hardwarelösung in 

ein bestehendes Wirtschaftsgut eingebaut 

wird, sind die Aufwendungen für die Si-

cherheitseinrichtung als nachträgliche 

Anschaffungskosten des jeweiligen Wirt-

schaftsguts zu berücksichtigen und über 

dessen Restnutzungsdauer abzuschreiben.  

 

Entgelte für eine cloudbasierte TSE, die 

monatlich zu zahlen sind, können sofort 

als Betriebsausgaben abgezogen werden. 

Die Aufwendungen für die Implementie-

rung der einheitlichen digitalen Schnitt-

stelle, die die TSE an ein elektronisches 

Aufzeichnungssystem sowie an die Fi-

nanzverwaltung für Kassensysteme an-

bindet, gelten als Anschaffungsnebenkos-

ten des Wirtschaftsguts „TSE“. 

 

Vereinfachungsregelung: Mit Schrei-

ben vom 21.8.2020 akzeptiert die Fi-

nanzverwaltung, dass Kosten für die 

erstmalige Ausrüstung bestehender Kas-

sen oder Kassensysteme mit einer TSE 

sowie die erstmalige Implementierung 

einer einheitlichen digitalen Schnittstelle 

in voller Höhe als Betriebsausgaben ab-

gezogen werden können.  

 

 

5. Kommission empfiehlt 
schrittweise Anhebung des Min-
destlohns 
 

Laut einer Empfehlung der Mindestlohn-

kommission vom 1.7.2020 soll der ge-

setzliche Mindestlohn in mehreren Stu-

fen angehoben werden. Seit dem 

1.1.2020 liegt dieser bei 9,35 € brutto. In 

den nächsten Stufen steigt der Mindest-

lohn zum 1.1.2021 auf 9,50 €, zum 

1.7.2021 auf 9,60 € und zum 1.1.2022 

auf 9,82 €. Ab dem 1.7.2022 soll er dann 

10,45 € brutto betragen.  

 

Der gesetzliche Mindestlohn gilt für alle 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

über 18 Jahre. Unter bestimmten Vo-

raussetzungen haben auch Praktikantin-

nen und Praktikanten Anspruch auf Min-

destlohn. Ausgenommen vom Erhalt des 

Mindestlohns sind z. B. Auszubildende, 

ehrenamtlich Tätige, Teilnehmerinnen 

und Teilnehmer an einer Maßnahme der 

Arbeitsförderung und Angestellte mit 

Branchentarifverträgen.  

 

Besondere Beachtung kommt hier den 

geringfügig Beschäftigten, den sog. Mi-

nijobbern, zu. Bei Verträgen mit Mi-

nijobbern sollte überprüft werden, ob 

durch den Mindestlohn die Geringfügig-

keitsgrenze von 450 € pro Monat über-

schritten wird.  
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6. Ausschluss der Erstausbil-
dungskosten als Werbungskosten  
 

Als Erstausbildung gilt jede Ausbildung, 

die nach dem regulären Schulabschluss 

angefangen und durch eine Abschlussprü-

fung, welche die Befähigung erteilt in 

dem angestrebten Beruf zu arbeiten, been-

det wird. Wenn für die Ausübung eines 

Berufs nach dem Bachelor- auch noch ein 

Masterabschluss erforderlich ist, wie z. B. 

beim Beruf des Lehrers, so gilt auch der 

Master als Teil der Erstausbildung. Zwi-

schen den Abschnitten einer mehraktigen 

Berufsausbildung muss ein enger zeitli-

cher und sachlicher Zusammenhang lie-

gen. Eine Zweitausbildung, deren Kosten 

unstreitig als Werbungskosten angesetzt 

werden können, liegt eher dann vor, wenn 

diese neben der eigentlichen Berufstätig-

keit ausgeübt wird und hinter dieser zu-

rücktritt. 

 

Der BFH hat am 12.2.2020 entschieden, 

dass kein Werbungskostenabzug für die 

entstandenen Aufwendungen der Erstaus-

bildung möglich ist. Das gilt allerdings 

nicht für Erstausbildungen, welche im 

Rahmen eines Dienstverhältnisses statt-

finden, da hier direkte Werbungskosten 

für steuerpflichtige Einnahmen vorliegen. 

Ein Ansatz kann in anderen Fällen höchs-

tens als Sonderausgabe in Höhe von ma-

ximal 6.000 € erfolgen. 

 

 

7. Vorsteuerabzugsberechtigung 
für Renovierungskosten eines 
Homeoffice 
 

Wird eine als Homeoffice genutzte Woh-

nung im Rahmen einer unternehmerischen 

Tätigkeit vermietet, kann die Umsatz-

steuer grundsätzlich als Vorsteuer steuer-

lich angesetzt werden. Dazu zählen neben 

Aufwendungen für Renovierungsarbeiten 

an ausschließlich beruflich genutzten 

Räumen, wie Büro- und Besprechungs-

räume, auch Renovierungskosten an Sa-

nitärräumen. Ausgenommen sind nach 

Auffassung des Bundesfinanzhofs 

(BFH) in seinem Urteil vom 7.5.2020 je-

doch Aufwendungen für ein mit Dusche 

und Badewanne ausgestattetes Badezim-

mer, da dies dem privaten Bereich zuzu-

ordnen ist.  

 

Im verhandelten Fall ging es um Kosten, 

die für die Renovierung einer Einlieger-

wohnung, welche der Vermieter zur 

Homeoffice Tätigkeit umsatzsteuer-

pflichtig an seinen Arbeitgeber vermie-

tete, angefallen waren. Teil der Renovie-

rungsarbeiten war auch ein Badezimmer 

mit Dusche und Badewanne. Das Urteil 

des BFH stellt hierfür allerdings die be-

rufliche Nutzung der als Homeoffice ver-

mieteten Räumlichkeiten in den Fokus. 

Während sich bei einer Bürotätigkeit die 

berufliche Nutzung auch auf einen Sani-

tärraum erstrecken kann, ist dies bei ei-

nem mit Dusche und Badewanne ausge-

statteten Badezimmer nicht der Fall. 

 
 

8. Verkürztes Restschuldbefrei-
ungsverfahren von der Bundesre-
gierung beschlossen 
 

Mit dem am 1.7.2020 von der Bundesre-

gierung beschlossenen Gesetzentwurf 

sollen die Richtlinienvorgaben zur Rest-

schuldbefreiung umgesetzt werden. 

Nachfolgend die wichtigsten Punkte im 

Überblick: 

 

 Das Verfahren soll im Regelfall von 

6 Jahren auf 3 Jahre verkürzt werden. 

 Die Regelungen gelten nicht nur für 

unternehmerisch tätige Schuldner, 

sondern auch für Verbraucher. 

 Die Tilgung der Verbindlichkeiten in 

einer bestimmten Höhe ist nicht mehr 

erforderlich. 

 Schuldner müssen jedoch auch wei-

terhin bestimmten Pflichten und Ob-

liegenheiten nachkommen, um eine 



 K ∙G ∙ J ∙W 
  K lemm, Giesemann & Partner  

 Steuerberatungsgesellschaft mbB 

 

Seite 6 von 10 

Dipl.-Kaufmann *** 

Joachim Klemm  
Wirtschaftsprüfer 
Steuerberater 

 
Dipl.-Kaufmann (FH) 

Eckhardt Giesemann * 
Steuerberater 

 
Dipl.-Finanzwirt (FH) 

Stefan Dierkes, M.R.F ** 
Rechtsanwalt, FA für Steuerrecht, 
FA für Handels- und Gesell-
schaftsrecht, Steuerberater, verei-
digter Buchprüfer 

 
Rainer Wallschlag 
Steuerberater 

 
Ingo Tietjen * 
Steuerberater 

angestellt gem. § 58 StBerG  
 
 
 

Sitz der Gesellschaft: 
26125 Oldenburg 
Wilhelmshavener  
Heerstrasse 50 
T: 0441 / 923100 – 0 
F: 0441 / 923100 – 99 
e-mail: oldenburg@kgjw.de 
 
Zweigniederlassung: 
26817 Rhauderfehn 
Untenende 62 b 
T:  04952 / 56 19  
F:  04952 / 67 77 
e-mail: rhauderfehn@kgjw.de 
 
Zweigniederlassung: 
26789 Leer 
Heisfelder Straße 81 
T: 0491 / 91 20 698-0 
F: 0491 / 91 20 698-99  
e-mail: leer@kgjw.de 
 
www.KGJW.de 
kanzlei@kgjw.de 
 
 
eingetragen im  
Partnerschaftsregister  
des Amtsgerichts  
Hannover Nr. 200534 
 
 

 

*  

 
 

Kooperationen: 
** Kranz, Dierkes & Partner mbB Rechts-

anwälte, Oldenburg 
***ACUS Klemm und Partner mbB Wirt-

schaftsprüfergesellschaft 
 
 

 

  

 

Restschuldbefreiung erlangen zu kön-

nen, z. B. einer Erwerbstätigkeit nach-

gehen oder sich um eine solche bemü-

hen. 

 In der sog. Wohlverhaltensphase sol-

len Verbraucher stärker zur Heraus-

gabe von erlangtem Vermögen heran-

gezogen werden. Außerdem wird ein 

neuer Grund zur Versagung der Rest-

schuldbefreiung geschaffen, wenn in 

der Wohlverhaltensphase unangemes-

sene Verbindlichkeiten begründet wer-

den. 

 

Die Verfahrensverkürzung soll für Ver-

braucher zunächst bis zum 30.6.2025 be-

fristet werden, um etwaige Auswirkungen 

auf das Antrags-, Zahlungs- und Wirt-

schaftsverhalten von Verbrauchern beur-

teilen zu können. Die Verkürzung des 

Verfahrens soll insgesamt nicht dazu füh-

ren, dass ein Schuldner im Falle einer er-

neuten Verschuldung auch schneller zu ei-

ner zweiten Restschuldbefreiung kommen 

kann. Daher wird die derzeitige zehnjäh-

rige Sperrfrist auf elf Jahre erhöht und das 

Restschuldbefreiungsverfahren in Wie-

derholungsfällen auf fünf Jahre verlän-

gert. 

 

Die Verkürzung des Restschuldbefrei-

ungsverfahrens auf drei Jahre soll für alle 

Insolvenzverfahren gelten, die ab dem 

1.10.2020 beantragt werden. Damit kön-

nen auch diejenigen Schuldner bei einem 

wirtschaftlichen Neuanfang unterstützt 

werden, die durch die Corona-Pandemie 

in die Insolvenz geraten sind. Für Insol-

venzverfahren, die ab dem 17.12.2019 be-

antragt wurden, soll das derzeit sechsjäh-

rige Verfahren monatsweise verkürzt wer-

den. 

 

 

9. Klare Regelungen in Verbrau-
cherkreditverträgen zur Berech-
nung  der Widerrufsfrist 
 

Verbraucherkreditverträge müssen in 

klarer und prägnanter Form die Modali-

täten für die Berechnung der Wider-

rufsfrist angeben. Dieses wird nicht er-

füllt, wenn auf unterschiedliche Paragra-

fen im nationalen Recht verwiesen wird. 

 

Die Richter am Europäischen Gerichts-

hof (EuGH) hatten zu dieser Problematik 

folgenden Sachverhalt zur Entscheidung 

vorliegen: Im Jahr 2012 nahm ein Ver-

braucher bei einer Bank einen grund-

pfandrechtlich gesicherten Kredit über 

100.000 € mit einem bis zum 30.11.2021 

gebundenen Sollzinssatz von 3,61 % pro 

Jahr auf. 

 

Der Kreditvertrag sah vor, dass der Dar-

lehensnehmer seine Vertragserklärung 

innerhalb von 14 Tagen widerrufen kann 

und dass diese Frist nach Abschluss des 

Vertrags zu laufen beginnt, aber erst, 

nachdem der Darlehensnehmer alle 

Pflichtangaben erhalten hat, die eine be-

stimmte Vorschrift des deutschen Bür-

gerlichen Gesetzbuchs vorsieht. Diese 

Angaben, deren Erteilung an den Ver-

braucher indessen für den Beginn der 

Widerrufsfrist maßgeblich ist, führt der 

Vertrag somit nicht selbst auf. Er ver-

weist lediglich auf eine deutsche Rechts-

vorschrift, die selbst auf weitere Vor-

schriften des deutschen Rechts verweist. 

 

Anfang 2016 erklärte der Verbraucher 

gegenüber der Bank den Widerruf seiner 

Vertragserklärung. Die Bank war der 

Ansicht, dass sie den Verbraucher ord-

nungsgemäß über sein Widerrufsrecht 

belehrt hatte und die Frist für die Aus-

übung dieses Rechts bereits abgelaufen 

war. 

 

Im o. g. Fall stellte der EuGH fest, dass 

der im fraglichen Vertrag enthaltene 

Verweis auf die deutschen Rechtsvor-

schriften nicht dem Erfordernis genügt, 

den Verbraucher in klarer und prägnanter 
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Form über die Frist und die anderen Mo-

dalitäten für die Ausübung des Widerrufs-

rechts zu informieren. 

 

Anmerkung: Ist die Belehrung über den 

Beginn der Widerrufsfrist ungültig, kann 

ein Verbraucher ggf. den Widerruf noch 

nach der beabsichtigten Frist erklären. 

 

 

10. Keine Duldung der Zeiterfas-
sung per Fingerabdruck 
 

Das Landesarbeitsgericht Berlin-Bran-

denburg (LAG) hat mit Urteil vom 

4.6.2020 entschieden, dass Arbeitnehmer 

nicht zu einer Zeiterfassung per Fingerab-

druck-Scanner verpflichtet sind.  

 

Zu dieser Entscheidung lag dem Gericht 

folgender Sachverhalt vor: Ein Arbeitge-

ber führte ein Zeiterfassungssystem ein, 

das mit einem Fingerabdruck-Scanner be-

dient wird. Das eingeführte System verar-

beitet nicht den Fingerabdruck als Ganzes, 

sondern die Fingerlinienverzweigungen 

(Minutien). Der Arbeitnehmer lehnte eine 

Benutzung dieses Systems ab. Der Arbeit-

geber erteilte ihm deshalb eine Abmah-

nung. 

 

Das LAG führte aus, dass der Arbeitneh-

mer dieses Zeiterfassungssystem nicht 

nutzen muss. Auch wenn das System nur 

Minutien verarbeitet, handelt es sich um 

biometrische Daten. Eine Verarbeitung 

solcher Daten ist nach der Datenschutz-

grundverordnung (DSGVO) nur aus-

nahmsweise möglich. Eine solche Aus-

nahme kann hier nicht festgestellt werden. 

Entsprechend war eine Erfassung ohne 

Einwilligung des Arbeitnehmers nicht zu-

lässig. Die Weigerung der Nutzung stellte 

deshalb keine Pflichtverletzung dar, so-

dass der Arbeitnehmer die Entfernung der 

Abmahnung aus der Personalakte verlan-

gen durfte.  

 

 

11. Altersdiskriminierung in einer 
Stellenanzeige 
 

Bietet der Arbeitgeber in einer Stellenan-

zeige eine „zukunftsorientierte, kreative 

Mitarbeit in einem jungen, hochmoti-

vierten Team“, so liegt hierin eine Tatsa-

che, die eine Benachteiligung des nicht 

eingestellten 61-jährigen Bewerbers we-

gen des Alters vermuten lässt. 

 

Dieser Hinweis enthält regelmäßig nicht 

nur die Botschaft an potentielle Stellen-

bewerber, dass die Mitglieder des Teams 

jung und deshalb hochmotiviert sind. 

Eine solche Angabe in einer Stellenan-

zeige kann aus der Sicht eines objektiven 

Empfängers zudem regelmäßig nur so 

verstanden werden, dass der Arbeitgeber 

einen Arbeitnehmer sucht, der in das 

Team passt, weil er ebenso jung und 

hochmotiviert ist wie die Mitglieder des 

vorhandenen Teams. 

 

 

12. Kein Anspruch auf halbe Ur-
laubstage 
 

Das Landesarbeitsgericht Baden-Würt-

temberg (LAG) hatte in einem Fall zu 

entscheiden, in dem einem Arbeitnehmer 

antragsgemäß im Jahr 2015 an 18 Tagen 

und im Jahr 2016 an 13 Tagen halbe Ur-

laubstage gewährt wurden. Im Jahr 2017 

teilte der Arbeitgeber mit, dass er ihm 

zukünftig nicht mehr als 6 halbe Tage 

pro Jahr gewährt. 

 

Nach dem Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) 

sind bei der zeitlichen Festlegung des 

Urlaubs die Urlaubswünsche des Arbeit-

nehmers zu berücksichtigen, es sei denn, 

dass ihrer Berücksichtigung dringende 

betriebliche Belange oder Urlaubswün-

sche anderer Arbeitnehmer, die unter so-

zialen Gesichtspunkten den Vorrang ver-

dienen, entgegenstehen. Ferner ist der 

Urlaub zusammenhängend zu gewähren, 

es sei denn, dass dringende betriebliche 
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oder in der Person des Arbeitnehmers lie-

gende Gründe eine Teilung des Urlaubs 

erforderlich machen. 

 

Ein Urlaubswunsch, der auf eine Zerstü-

ckelung und Atomisierung des Urlaubs in 

Kleinst-raten gerichtet ist, muss nicht er-

füllt werden. Eine solche Urlaubsgewäh-

rung wäre nicht geeignet, die Urlaubsan-

sprüche des Arbeitnehmers zu erfüllen. 

 

Das BUrlG kennt keinen Rechtsanspruch 

auf halbe Urlaubstage bzw. Bruchteile 

von Urlaubstagen. Von obigen Grundsät-

zen kann für die Urlaubsansprüche, die 

den gesetzlichen Mindesturlaub überstei-

gen, durch vertragliche Vereinbarung ab-

gewichen werden. Vor diesem Hinter-

grund entschieden die LAG-Richter zu-

gunsten des Arbeitgebers. 

 

 

13. Unternehmerisches Risiko ent-
scheidet über freie Mitarbeiter 
 

Freie Mitarbeiter können als abhängig Be-

schäftigte gelten, wenn sie kein unterneh-

merisches Risiko tragen. Zu diesem 

Schluss kamen die Richter des Hessischen 

Landessozialgerichts (LSG) in einem Ur-

teil vom 5.3.2020. 

 

Grundlegend für das Urteil war der Fall ei-

ner Physiotherapeutin, die in einer Praxis 

als freie Mitarbeiterin arbeitete. Sie war 

an keinerlei Praxiskosten beteiligt und er-

hielt den Großteil ihrer benötigten Ar-

beitsmaterialien über die Praxis. Behand-

lungen rechnete die Physiotherapeutin 

über das Abrechnungssystem der Praxis-

inhaberin ab. Diese erhielt 30 % der je-

weils generierten Einnahmen.  
 

Auf Antrag der freien Mitarbeiterin stellte 

die Deutsche Rentenversicherung (RV) 

fest, dass es sich bei der Beschäftigung um 

ein abhängiges und somit sozialversiche-

rungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis 

handelt. Dagegen wehrte sich die Praxis-

inhaberin.  
 

Das LSG entschied zugunsten der RV 

und begründete dies unter anderem da-

mit, dass die Mitarbeiterin, obwohl nicht 

weisungsgebunden und selbstbestimmt 

arbeitend, in die Organisation der Praxis 

eingebunden war. Kontakt zu Patienten 

hatte die Mitarbeiterin ausschließlich 

durch die Praxis bekommen. Behand-

lungsverträge der Patienten wurden mit 

der Praxisinhaberin und nicht mit der 

Mitarbeiterin geschlossen. Somit hatte 

die Mitarbeiterin weder ein eigenes Un-

ternehmerrisiko zu tragen, noch laufende 

Kosten, wie etwa Miete oder Personal-

kosten. Darüber hinaus war die Frau 

nicht unternehmerisch auf dem Markt tä-

tig. 
 

 

14. Verlängerung von Kinder-
krankengeld 
 

Versicherte haben Anspruch auf Kran-

kengeld, wenn es nach ärztlichem Zeug-

nis erforderlich ist, dass sie zur Beauf-

sichtigung, Betreuung oder Pflege ihres 

erkrankten und versicherten Kindes der 

Arbeit fernbleiben, eine andere in ihrem 

Haushalt lebende Person das Kind nicht 

beaufsichtigen, betreuen oder pflegen 

kann und das Kind das 12. Lebensjahr 

noch nicht vollendet hat oder behindert 

und auf Hilfe angewiesen ist.  
 

Anspruch auf Krankengeld besteht in je-

dem Kalenderjahr für jedes Kind längs-

tens für 10 Arbeitstage, für alleinerzie-

hende Versicherte längstens für 20 Ar-

beitstage. Der Höchstanspruch bei meh-

reren erkrankten Kindern besteht für 

Versicherte für nicht mehr als 25 Ar-

beitstage, für alleinerziehende Versi-

cherte für nicht mehr als 50 Arbeitstage 

je Kalenderjahr. 
 

Aufgrund der Corona-Pandemie hat die 

Bundesregierung beschlossen, dass das 



 K ∙G ∙ J ∙W 
  K lemm, Giesemann & Partner  

 Steuerberatungsgesellschaft mbB 

 

Seite 9 von 10 

Dipl.-Kaufmann *** 

Joachim Klemm  
Wirtschaftsprüfer 
Steuerberater 

 
Dipl.-Kaufmann (FH) 

Eckhardt Giesemann * 
Steuerberater 

 
Dipl.-Finanzwirt (FH) 

Stefan Dierkes, M.R.F ** 
Rechtsanwalt, FA für Steuerrecht, 
FA für Handels- und Gesell-
schaftsrecht, Steuerberater, verei-
digter Buchprüfer 

 
Rainer Wallschlag 
Steuerberater 

 
Ingo Tietjen * 
Steuerberater 

angestellt gem. § 58 StBerG  
 
 
 

Sitz der Gesellschaft: 
26125 Oldenburg 
Wilhelmshavener  
Heerstrasse 50 
T: 0441 / 923100 – 0 
F: 0441 / 923100 – 99 
e-mail: oldenburg@kgjw.de 
 
Zweigniederlassung: 
26817 Rhauderfehn 
Untenende 62 b 
T:  04952 / 56 19  
F:  04952 / 67 77 
e-mail: rhauderfehn@kgjw.de 
 
Zweigniederlassung: 
26789 Leer 
Heisfelder Straße 81 
T: 0491 / 91 20 698-0 
F: 0491 / 91 20 698-99  
e-mail: leer@kgjw.de 
 
www.KGJW.de 
kanzlei@kgjw.de 
 
 
eingetragen im  
Partnerschaftsregister  
des Amtsgerichts  
Hannover Nr. 200534 
 
 

 

*  

 
 

Kooperationen: 
** Kranz, Dierkes & Partner mbB Rechts-

anwälte, Oldenburg 
***ACUS Klemm und Partner mbB Wirt-

schaftsprüfergesellschaft 
 
 

 

  

 

Kinderkrankengeld im Jahr 2020 für 5 

weitere Tage pro Elternteil (bei Alleiner-

ziehenden 10 Tage) gewährt wird. 
 

Wenn beide Elternteile gesetzlich kran-

kenversichert sind, können sie sich auch 

gegenseitig den Anspruch auf Kinder-

krankengeld übertragen und entscheiden, 

wer von Beiden das kranke Kind betreut. 
 

Anmerkung: Da der Versicherungs-

schutz einer privaten Krankenversiche-

rung in der Regel keinen Anspruch auf 

Kinderkrankengeld umfasst, hat ein pri-

vatversicherter Elternteil hier keinen An-

spruch auf unbezahlte Freistellung. 
 

 

15. Keine Abweichung von ge-
richtlich geregeltem Umgang mit 
Kindern wegen der Corona-Pande-
mie 
 

Ein familiengerichtlich geregelter Um-

gang des Kindes mit dem anderen Eltern-

teil darf ohne rechtfertigende Änderungs-

entscheidung des Familiengerichts nicht 

unter Hinweis auf die Kontaktbeschrän-

kungen wegen der Verbreitung des 

Corona-Virus verweigert werden. Gegen 

einen Elternteil, der den Umgang gleich-

wohl nicht gewährt, kann ein Ordnungs-

geld verhängt werden, entschied das 

Oberlandesgericht Frankfurt am Main mit 

seinem Beschluss v. 8.7.2020. Der Um-

gang zwischen dem nicht betreuenden El-

ternteil und dem Kind gehört zum absolut 

notwendigen Minimum zwischenmensch-

licher Kontakte und erfüllt damit einem 

Ausnahmetatbestand. 
 

 

16. Keine Geschenkzugaben bei 
Rezepteinlösung in der Apotheke 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit 

seinem Urteil vom 9.7.2020 entschieden, 

dass inländische Apotheken ihren Kunden 

beim Erwerb verschreibungspflichtiger 

Arzneimittel keine Vorteile in Form von 

Sachleistungen (z. B. eine Rolle Ge-

schenkpapier, ein Paar Kuschelsocken o-

der Gutscheine) versprechen und gewäh-

ren dürfen. 

 

Ein Apotheker verstößt gegen die arznei-

mittelrechtliche Preisbindung, wenn er 

seinen Kunden für den Erwerb eines re-

zeptpflichtigen Arzneimittels eine Sach-

zuwendung verspricht und gewährt. Ver-

sandapotheken mit Sitz im EU-Ausland 

können jedoch im Falle des Versands an 

Kunden in Deutschland Rabatte und 

Boni auf verschreibungspflichtige Arz-

neimittel gewähren. Angesichts des bis-

lang geringen Marktanteils der ausländi-

schen Arzneimittelversender an der Ab-

gabe von rezeptpflichtigen Arzneimit-

teln in Deutschland ist die Preisbindung 

für die inländischen Apotheken weiter-

hin zumutbar. 
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 Fälligkeitstermine Fällig am 

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  
Soli-Zuschlag (mtl.) 
 

12.10.2020 

Sozialversicherungsbeiträge 28.10.2020 

 

  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 

 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: http://www.bundes-
bank.de/Basiszinssatz 

  

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 

Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 

zzgl. 40 € Pauschale 
 

  

 Verbraucherpreisindex 
 (2015 = 100) 

2020: August = 106,0; Juli = 106,1; Juni = 106,6; Mai = 106,0;  

April = 106,1; März = 105,7; Februar = 105,6; Januar = 105,2 
2019: Dezember = 105,8; November = 105,3; Oktober = 106,1;  

September = 106,0 
 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  

http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

